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Beschluss (einstimmig im Kinder- und Jugendhilfeausschuss 

und im Sozialausschuss):

 

1. Im Zusammenhang mit den durch die Angebotsanalyse und die Beteiligung 

der vor Ort tätigen Freien Träger gewonnenen Erkenntnissen wird das 

Sozialreferat beauftragt, das Konzept für eine zentrale Postausgabestelle zu 

erarbeiten und dem Stadtrat in einer Beschlussvorlage vorzustellen.

 

2. Das Sozialreferat wird gebeten, die Prüfung des Bedarfes von kostenlosen 

Schließfächern im Bahnhofsviertel im Rahmen der Studie „Obdachlose auf 

der Straße“ zu berücksichtigen.   

3. Das Referat für Arbeit und Wirtschaft wird gebeten, im Rahmen der 

kontinuierlichen Fortschreibung die Angebote für die in der Sitzungsvorlage 

benannten Zielgruppen den Bedarfsentwicklungen entsprechend 

weiterzuentwickeln. 

4. Der Antrag Nr. 20-26 / A 02255 von der Fraktion Die Grünen – Rosa Liste, der 

Stadtratsfraktion DIE LINKE. / Die PARTEI, der Fraktion ÖDP/München-Liste 

vom 03.01.2022 ist geschäftsordnungsgemäß behandelt.

5. Der Antrag Nr. 20-26 / A 02256, von der Fraktion Die Grünen – Rosa Liste der 

Stadtratsfraktion DIE LINKE. / Die PARTEI, der Fraktion ÖDP/München-Liste 

vom 03.01.2022 ist geschäftsordnungsgemäß behandelt. 

6. Der Antrag Nr. 20-26 / A 02257 von der Fraktion Die Grünen – Rosa Liste, der 

Stadtratsfraktion DIE LINKE. / Die PARTEI, der Fraktion ÖDP/München-Liste 

vom 03.01.2022 ist geschäftsordnungsgemäß behandelt.
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7. Der Antrag Nr. 20-26 / A 02258 von der Fraktion Die Grünen – Rosa Liste, der 

Stadtratsfraktion DIE LINKE. / Die PARTEI, der Fraktion ÖDP/München-Liste 

vom 03.01.2022 ist geschäftsordnungsgemäß behandelt.

8. Der Antrag Nr. 20-26 / A 02260 von der SPD / Volt - Fraktion vom 03.01.2022 

ist geschäftsordnungsgemäß behandelt. 

9. Dieser Beschluss unterliegt nicht der Beschlussvollzugskontrolle.

 


